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(Nr. 5232.) Geſetz, betreffend die Abloͤſung der Reallaſten in den Hollenzollernſchen Landen. 
Vom 28. Mai 1860. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


H Wu Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent, 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: i 
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$. 1. 


Alle bisher nicht auf einfeitigen Antrag ablösbaren, auf Grundſtuͤcken 
oder Gerechtigkeiten in den Hohenzollernſchen Landen zur Zeit noch haftenden 
beſtaͤndigen Abgaben und Leiſtungen (Grund- oder Reallaſten) werden hiermit 
für abloͤsbar nach den Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes erklärt. _ 


Zu dieſen Reallaſten wird auch derjenige Allemandzehnt und Kleinzehnt 
im Fuͤrſtenthum Hechingen gerechnet, in Betreff deſſen durch die Verordnung 
vom 6. Juni 1853. die Ausführung der landesherrlichen Reſolution vom 4. Mai 
1848. ſuspendirt worden iſt. 
i Soweit Abgaben unb Leiſtungen auf den durch die landesherrliche Reſo⸗ 
lution vom 4. Mai 1848. aufgehobenen und durch die Verordnung vom 6. Juni 
1853. nicht betroffenen Allemand⸗ und Kleinzehnten hafteten, ſind ſolche eben⸗ 
falls abloͤsbar nach den Vorſchriften des gegenwaͤrtigen Geſetzes; die Verpflich⸗ 
tung zu deren Ablöfung liegt aber denjenigen Grundſtuͤcksbeſitzern ob, zu deren 
Gunſten die Aufhebung jener Zehntgefaͤlle erfolgt iſt. 

Die von den Ke: flichtigen Grundbeſitzern zu gewaͤhrende Entſchaͤdi⸗ 
gung darf aber den Werth der Zehntlaſt nicht uͤberſteigen. 

Jahrgang 1860. (Nr. 5232) | 32 H. 2. 


Ausgegeben zu Berlin den 20. Juni 1860. 
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Ausgeſchloſſen von ber Abloͤsbarkeit bleiben aber die offentlichen Laſten 
mit Einſchluß der Gemeindelaſten, Gemeindeabgaben und Gemeindedienſte, fo- 
wie der auf eine Entwaͤſſerungs⸗ oder ähnliche Sozietät fich beziehenden Laſten, 
ſofern dieſelben nicht aus allgemeinen Rechtsverhaͤltniſſen, z. B. dem gutsherr⸗ 
lichen Verhaͤltniſſe oder dem Zehntrechte, entſtanden ſind. 


Desgleichen bleiben ausgeſchloſſen alle Abgaben und Leiſtungen zur Er⸗ 
bauung oder Unterhaltung der Kirchen, Pfarr-, Meßnerei- und Schulgebäude, 
welche nicht als Laſten oder Gegenleiſtungen auf Zehnten oder anderen abloͤs⸗ 
baren Reallaſten ruhen, ober auf dem aufgehobenen Allemand- und Kleinzehn⸗ 
ten im Fuͤrſtenthum Hechingen geruht haben (S. 1.). 


Endlich bleiben davon ausgeſchloſſen alle einſeitige oder wechſelſeitige 
Grundgerechtigkeiten (Servituten). 


H. 3. 
Außerdem bleiben von der Abloͤſung nach den Vorſchriften des gegen— 
waͤrtigen Geſetzes ausgeſchloſſen: 


1) die nach dem Sigmaringenſchen Geſetze vom 6. September 1848. für 
ablösbar erklaͤrten Abgaben und Leiſtungen, und 


2) ſolche Abgaben und Leiſtungen, welche vertragsmaͤßig auf den einſei⸗ 


tigen Antrag des Berechtigten oder Verpflichteten gegen einen im Vor⸗ 
aus beſtimmten Abloͤſungsſatz abgeloͤſt werden duͤrfen. : 


In dem Falle sub 2. foll es jedoch dem Berechtigten freiſtehen, auf 
Abfindung in Rentenbriefen nach Maaßgabe dieſes Geſetzes (Sg. 14. und 15.) 
anzutragen, wenn der Verpflichtete nicht die Abfindung nach den Beſtimmun⸗ 
gen des Vertrages vorzieht. ; 


Die Ueberweiſung an die Rentenbank kann aber in dieſem Falle von ber 
Behoͤrde inſoweit verweigert werden, als die zu uͤbernehmenden Jahresbetraͤge 


zwei Drittel des ſachverſtaͤndig zu ermittelnden Reinertrages des Grundſtuͤcks 


uͤberſteigen. 


H. A 


Die Abloͤſung der Reallaſten nach den Vorſchriften des gegenwärtigen 
Geſetzes erfolgt ohne befonderen Antrag ber Betheiligten von Amtswegen. 


H. 5. 
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H. 5. 


Behufs der Abloͤſung ift zunaͤchſt der jaͤhrliche Geldwerth der Reallaſten 
zu ermitteln, wobei im Mangel einer anderweiten Vereinbarung der Betheilig⸗ 
ten die Beſtimmungen ber op, 6. bis 13. zu beobachten find. 


N, 


Abgaben in Getreide, welches einen allgemeinen Marktpreis hat, find 
nach demjenigen Martini-Marktpreiſe zu berechnen, welcher fich im Durchſchnitt 
der letzten vier und zwanzig Jahre vor Erlaß dieſes Geſetzes ergiebt, wenn die 
zwei theuerſten und zwei wohlfeilſten von dieſen Jahren außer Anſatz bleiben. 
Unter Martini⸗Marktpreis wird der Durchſchnittspreis derjenigen funfzehn Tage 
verſtanden, in deren Mitte der Martinitag fällt. : 


Als Marktplaͤtze find dabei maaßgebend: ` | 


1) die Stadt Sulz im Koͤnigreiche Wuͤrttemberg für ben Oberamtsbezirk 
Haigerloch; 

2) die Stadt Reutlingen im Koͤnigreiche Wuͤrttemberg fuͤr den Oberamts⸗ 
bezirk Trochtelfingen und den Oberamtsbezirk Gammertingen in den bei 
Erlaß der Verordnung vom 18. Januar 1854. beſtandenen Grenzen; 


| 3) die Stadt Lindau im Koͤnigreiche Bayern für das Obervoigteiamt Ach 
berg; ; 
4) die Stadt Ueberlingen im Großherzogthum Baden für ben übrigen Theil 
des Fuͤrſtenthums Sigmaringen; 
5) die Stadt Balingen im Koͤnigreiche Wuͤrttemberg fuͤr den Oberamts⸗ 
bezirk Hechingen, mit Ausſchluß der Ortſchaft Wilflingen; ö 
6) die Stadt Rottweil im Königreihe Württemberg für die Ortſchaft 
Wilflingen. ; Ge 


SC 


Der Werth von Abgaben in Getreide, welches keinen allgemeinen Markt 
preis hat, oder Defen Durchſchnittspreis (S. 6.) nicht zu ermitteln ift, ſowie 
von allen fonftigen Abgaben und Leiſtungen, wird nach ſachverſtaͤndigem Er- 
meſſen unter Beruͤckſichtigung der oͤrtlichen Preiſe in den letzten zwanzig Jah⸗ 
ren vor Erlaß dieſes Geſetzes veranfchlagt. 
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Sing Anſehung ſolcher Ge enſtaͤnde, deren: Güte. eine verſchiedene ſein 


kann, iſt, wenn daruͤber nicht urkundlich etwas Anderes beſtimmt worden, bei 
der Schaͤtzung davon auszugehen, daß die Abgabe in der mittleren Guͤte zu 
entrichten ſei. 


H. 8. 


Bei den Zehnten und anderen Quoten landwirthſchaftlicher Erzeugniſſe 
ift der Ertrag an Naturalfruͤchten, welche der Zehntberechtigte im Durchſchnitte 


der Jahre beziehen kann, nach dem Zuſtande und der Wirthſchaftsart der zehnt⸗ 


pflichtigen Grundſtuͤcke zur Zeit der Abloͤſung ſachverſtaͤndig zu bemeſſen. Bei 
dem Getreide ift dieſer Ertrag in Koͤrnern und in Stroh beſonders feft- 
zuſetzen. . 

Der Geldwerth ber Naturalfruͤchte beſtimmt fich nach den Vorſchriften 
der $$. 6. und 7. 

Von dem Rohertrage werden die Koſten in Abzug gebracht, welche der 
Berechtigte aufwenden muß, um den Reinertrag zu erhalten. 


a Den Fa r bleibt uͤberlaſſen, zu beurtheilen, inwieweit die vor⸗ 
zulegenden Zehntregiſter, Grundſteuerkataſter, ſowie andere nach ihrem Ermeſſen 


einzuziehende Nachrichten ohne Vermeſſung und Bonitirung fuͤr die von ihnen 


vorzunehmenden Feſtſtellungen ausreichend ſind. 


H. 9. 


Der nach H. 8. zu ermittelnde Jahreswerth des Zehnten ſchließt im Be⸗ 
reiche des Oberamtsbezirks Hechingen zugleich den Jahreswerth des Neubruch⸗ 
zehnten von ſolchen Laͤndereien in ſich, von denen derſelbe bei Verkuͤndung die⸗ 
ſes Geſetzes noch nicht hat erhoben werden duͤrfen. Eine beſondere Abfindung 
fuͤr dieſen Neubruchzehnten kann nicht verlangt werden. 


$. 10. 


Iſt der Eintritt einer Verpflichtung, z. B. der Kirchenbaulaſt des Zehnt⸗ 


herrn, von der Unzulaͤnglichkeit des zunächft zu ihrer Erfuͤllung beſtimmten 


Fonds abhaͤngig, ſo iſt — Behufs der Werthermittelung der Verpflichtung — 
der am 1. Januar 1860. vorhanden geweſene Vermoͤgensbeſtand jenes Fonds 
unter Beruͤckſichtigung der ſonſtigen Verpflichtungen deſſelben maaßgebend. 


Str Beſitzveraͤnderungsabgaben wird ber Jahreswerth auf den zwanzig⸗ 

ſten Theil ihres einmaligen Betrages berechnet. 

) Mit ber Ablöfung derſelben und ber übrigen auf den Lehnguͤtern haf- 
tenden Reallaſten faͤllt das Obereigenthum des Lehnsherrn im Oberamtsbezirke 
Hechingen ohne beſondere Entſchaͤdigung fort, fo daß die Lehnguͤter in das volle 
Eigenthum der Beſitzer uͤbergehen. i 

Von dem Zeitpunkte der Werkündung des gegenwärfigen Geſetzes ab 
darf fuͤr die ſpaͤter ſich ereignenden Beſitzveraͤnderungsfaͤlle die Beſitzveraͤnde⸗ 
rungsabgabe nicht mehr gefordert werden. Dagegen ift von eben dieſem Zeit⸗ 
punkte ab der zu ermittelnde Jahreswerth von den Verpflichteten zu entrichten. 


H. 4197 


Hat ber zu Reallaſten Berechtigte dem Verpflichteten Gegenleiſtungen zu 
entrichten, welche nach dem gegenwärtigen Geſetze abloͤsbar ſind, ſo werden 
diefelben nach den Vorſchriften der $$. 6. bis 11. ebenfalls auf eine Jaͤhr⸗ 
lichkeit gebracht und wird deren Werth von dem der Hauptleiſtung abgerechnet. 

Ergiebt ſich dabei ein Ueberſchuß zu Gunſten des Hauptverpflichteten, ſo 
ift dieſer Dafür ebenſo zu entſchaͤdigen, wie der Hauptberechtigte fuͤr den Mehr⸗ 
werth ſeiner Berechtigung abzufinden ſein wuͤrde. 

Eine Ausnahme hiervon findet nur ſtatt, wenn dem Berechtigten aus 

einem beſonderen Rechtsgrunde die Befugniß zuſteht, wider den Willen des 
Verpflichteten auf die Leiſtung zu verzichten und ſich dadurch von den Gegen- 
leiſtungen zu befreien. i 


§. 13. 


Wegen des in Folge ber Abloͤſung der Reallaſten eintretenden Fortfalles 
von Gefaͤllſteuern, die der Berechtigte zu entrichten hatte, findet eine Kuͤrzung 
des Jahreswerthes der Reallaſten nicht ſtatt. 


S Ad 


Der in Gemaͤßheit der $$. 5. bis 19. ermittelte Jahreswerth der abzu⸗ 
loͤſenden Reallaſten bildet die Rente, welche der Verpflichtete durch Baarzah⸗ 
(Fr. 5232.) - lung 
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lung ihres achtzehnfachen Betrages, die ſpaͤteſtens im Ausfuͤhrungstermine er- 


folgen muß, zu tilgen befugt iſt. 


Will der Verpflichtete eine ſolche Kapitalzahlung nicht leiſten, ſo wird 


die Abloͤſung durch Vermittelung der Rentenbank bewirkt. 

Waͤhlt der Verpflichtete die Abloͤſung durch Kapitalzahlung, ſo ſteht es 
dem Berechtigten frei, ſtatt derſelben eine Abfindung durch Rentenbriefe im 
zwanzigfachen Betrage der Rente zu verlangen. ) 


Der Verpflichtete leiſtet alsdann die Baarzahlung des achtzehnfachen 
Betrages an die Staatskaſſe, welche dagegen die dem Verpflichteten ſonſt ob⸗ 
liegenden Zahlungen an die Rentenbank zu leiſten hat. 


$ 15. 


Auf alle diejenigen Faͤlle, in denen die Entſchaͤdigung der Berechtigten 
in Rentenbriefen 951 wird, finden die Vorſchriften des Rentenbankgeſetzes 
vom 2. Maͤrz 1850. Anwendung, jedoch mit folgenden Abweichungen: 


a) die Geſchaͤfte der Direktion der Rentenbank werden von der Regierun 
fuͤr die Hohenzollernſchen Lande wahrgenommen; eine Mitwirkung un 
Kontrole der Provinzialvertretung findet dabei nicht ſtatt; 


b) an die Stelle der im Rentenbankgeſetze in Bezug genommenen Vorſchrif⸗ 
ten des Abloͤſungsgeſetzes vom 2. März 1850, treten die Beſtimmungen 
des gegenwaͤrtigen Geſetzes; 

c) der Verpflichtete darf nur neun Zehntheile der ermittelten vollen Geld- 

rente an die Rentenbank entrichten. Zu der Wahl, ſtatt deſſen die volle 
Rente zu bezahlen, iſt der Verpflichtete nicht befugt; 


d) der von der Rentenbank zu uͤbernehmende Rentenbetrag muß ſich auf 
volle Kreuzer abrunden; 


e) Rentenbetraͤge, die ſich nicht in vollen Kreuzern abrunden, duͤrfen auch 


waͤhrend der Amortiſationsperiode nicht durch Kapitalzahlung abgeloͤſt 


werden; daſſelbe gilt von Rentenbetraͤgen unter funfzehn Kreuzern, wenn 
die auf einem Grundſtuͤcke haftende Rente nicht im Ganzen weniger als 
funfzehn Kreuzer betraͤgt. 


Im letzten Falle muß die Rente auf einmal vollſtaͤndig abgeloͤſt 
werden; a a 


f) bei Zerſtuͤckelung von Grundſtuͤcken, auf welchen Renten für die Renten⸗ 
bank haften, kann die Regierung verlangen, daß Rentenbetraͤge, welche 
ſich nach der Vertheilung jaͤhrlich auf weniger als dreißig Kreuzer be⸗ 
laufen, ſofort durch Kapitalzahlung abgeloͤſt werden; 


g) welche Summen in den verſchiedenen Jahren der Amortiſationsperiode 
zur 


D 
zur Abloͤſung der verſchiedenen Rentenbetraͤge erforderlich ſind, ergiebt 
ſich aus der unter A. beigefügten Tabelle; 


der Rentenpflichtige iſt befugt, in Anrechnung auf die zu leiſtende Zah⸗ 
lung (Littr. g.), ſoweit als thunlich, Rentenbriefe nach dem Nennwerthe 
einzuliefern. Will der Rentenpflichtige von dieſer Befugniß Gebrauch 
machen, ſo hat er bei der Kuͤndigung zu erklaͤren, welchen Theil der 
Zahlung er in Rentenbriefen abfuͤhren will, und er iſt demnaͤchſt an 
dieſe Erklärung gebunden. Mit den Rentenbriefen find die Kupons uͤber 
die Zinſen vom Tage der Faͤlligkeit der Zahlung ab einzuliefern, fuͤr etwa 
fehlende iſt der Betrag baar einzuzahlen. Die in Gemaͤßheit dieſer Vor⸗ 
ſchrift eingehenden Rentenbriefe ſind zu vernichten; 


i) die Rentenbriefe werden nach dem unter B. beiliegenden Schema, und 
zwar in Apoints von fuͤnfhundert Gulden (500 Fl.), Einhundert Gul⸗ 
den (100 Fl.) und fuͤnf und zwanzig Gulden (25 Fl.), die Zinskupons 
aber nach dem unter C. beiliegenden Schema ausgefertigt; 


K) ruͤckſichtlich der Nothwendigkeit einer Veraͤnderung der Grundſteuer in 
Folge der Abloͤſung der Reallaſten bewendet es ungeachtet der Vermit⸗ 
telung der Rentenbank bei den deshalb in den Hohenzollernſchen Landen 
beſtehenden Vorſchriften; 

D die Beſtimmung derjenigen Zeitungen, in welche die Bekanntmachungen 
neben dem Amtsblatte und dem Staats⸗Anzeiger einzuruͤcken find, bleibt 

der Regierung fuͤr die Hohenzollernſchen Lande uͤberlaſſen. 


— 


$. 16. 


Ruhen auf den zur Abloͤſung gelangenden Reallaſten zu Gunſten dritter 
Berechtigter Verpflichtungen, welche nach dem gegenwärtigen Geſetze ablösbar 
ſind, ſo iſt die Entſchaͤdigung dafuͤr den Berechtigten von der Abfindung zu 
uͤberweiſen, welche fuͤr die mit den Verpflichtungen belaſteten Reallaſten ermit⸗ 
telt worden iſt. ; 


Beſteht die Abfindung in baarem Kapitale, ſo kann der dritte Berechtigte 
ſtatt defen eine Entſchaͤdigung durch Rentenbriefe nach Vorſchrift des H. 14. 
fordern. 


SE 


Den bei einer Ablöfung Betheiligten bleibt es freigeftellt, über eine ame 
dere als die geſetzlich vorgeſchriebene Art der Auseinanderſetzung, insbeſondere 
uͤber eine Entſchaͤdigung durch Land, ſich zu vereinbaren. Auch iſt es ihnen 
geſtattet, bei Gelegenheit der Abloͤſung eine Zuſammenlegung der in vermengter 
Gr. 5232.) ; Lage 
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Lage befindlichen Grundſtuͤcke zu bewirken, in welche ſelbſt Laͤndereien von Eigen⸗ 
thuͤmern, die bei der Ablöfung nicht intereſſiren, ſowie von benachbarten Feld⸗ 

marken hineingezogen werden duͤrfen, ſofern dieſe Laͤndereien in den Ausein⸗ 
anderſetzungsplan paſſen. 


$. 18. m 


Bei erblicher Ueberlaſſung eines Grundſtuͤcks ift nur die Uebertragung 
des vollen Eigenthums zulaͤſſig. i 


| 
Mit Ausnahme fefter Geldrenten dürfen Grund- ober Neallaften einem 
Grundſtuͤcke von jetzt an nicht auferlegt werden. Die Beſtimmung des H. 1. 
des Geſetzes vom 6. September 1848. (Verordnungs⸗ und Anzeigeblatt für 
das Fuͤrſtenthum Sigmaringen fuͤr 1848. S. 393.), wonach die Auflegung 
neuer Grundlaſten uͤberhaupt unſtatthaft ſein ſoll, wird aufgehoben. 


Neu auferlegte feſte Geldrenten iſt der Verpflichtete nach vorgaͤngiger 
ſechsmonatlicher Kündigung mit dem zwanzigfachen Betrage abzulböſen berech⸗ 
tigt, ſofern nicht vertragsmaͤßig etwas Anderes beſtimmt wird. Es kann je⸗ 
doch auch vertragsmaͤßig die Kündigung nur während eines beſtimmlen Zeitz 
raums, welcher dreißig Jahre nicht uͤberſteigen darf, ausgeſchloſſen und ein 
höherer Abloͤſungsbetrag als der fünf und zwanzigfache der Rente nicht Hipu- 
lirt werden. ; 

Vertragsmaͤßige, den Vorſchriften dieſes Paragraphen zuwiderlaufende 
Beſtimmungen ſind wirkungslos, unbeſchadet der Rechtsverbindlichkeit des ſon⸗ 
(tige Inhalts eines ſolchen Vertrages. 


H. 19. 


Die Kuͤndigung von Kapitalien, welche einem Grundſtuͤcke oder einer 
Gerechtigkeit auferlegt werden, kann kuͤnftig nur waͤhrend eines beſtimmten Zeit⸗ 
raumes, welcher dreißig Jahre nicht uͤberſteigen darf, ausgeſchloſſen werden. 


Kapitalien, welche auf einem Grundſtuͤcke oder einer Gerechtigkeit ange⸗ 
legt ſind und bisher Seitens des Schuldners unkuͤndbar waren, koͤnnen von 
jetzt ab, ſobald dreißig Jahre ſeit der Verkuͤndung dieſes Geſetzes verfloſſen 
ſind, mit einer ſechsmonatlichen Friſt Seitens des Schuldners gekuͤndigt werden. 


Dieſe Beſtimmungen finden auf Kredit⸗Inſtitute keine Anwendung. 


$. 20. i 


Abgaben, welche aus dem Schutz- unb Voigteirechte und dem s | 
herr⸗ 


— 29 — 
herrlichen Verhaͤltniſſe entſtanden find, find auch in dem Falle fuͤr unentgelt⸗ 
lich aufgehoben zu erachten, wenn ſolche von Pfarren, Kirchen und anderen 
geiſtlichen Inſtituten zu entrichten ſind, und wird hierdurch die betreffende Be⸗ 
ſtimmung des Geſetzes vom 24. Auguſt 1848. (Verordnungs⸗ und Anzeigeblatt 
für das Fuͤrſtenthum Sigmaringen fuͤr 1848. S. 315.) ergaͤnzt. 


| ' ar $ 243 


Die Ausführung des gegenwärtigen Geſetzes liegt der Regierung für die 
Hohenzollernſchen Lande als Auseinanderſetzungsbehoͤrde und einem zu errich⸗ 
tenden Spruchkollegium fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten ob, welches 
aus drei zum Richteramte qualifizirten und aus zwei der landwirthſchaftlichen 
Gewerbelehre kundigen Mitgliedern beſtehen ſoll. : 


In Anſehung der Rechte dritter Perſonen und in Anſehung des ganzen 
Auseinanderſetzungsverfahrens finden dabei dieſelben Vorſchriften Anwendung, 
welche in biefen Beziehungen bei Ablöfungen und Gemeinheitstheilungen in dem. 
oſtrheiniſchen Theile des Regierungsbezirks Coblenz gelten. 


$. 22. 


Kreis⸗Vermittelungsbehoͤrden werden in den Hohenzollernſchen Landen 
nicht errichtet. Die Auseinanderſetzungsbehoͤrden ſind ermaͤchtigt, in geeigne⸗ 
ten Faͤllen neben dem Gutachten des Spezialkommiſſarius Sachverſtaͤndige 
zu hoͤren. 

Die Schiedsrichter ſind von den Parteien, wenn ſie ſich uͤber andere 
Perſonen nicht einigen, aus den ſachkundigen Eingeſeſſenen des Oberamtsbezirks 
zu waͤhlen. 

Die Wahl unterliegt der Pruͤfung und Beſtaͤtigung der Regierung. 
Dieſe hat zugleich an Stelle derjenigen Partei, welche die Wahl der Schieds⸗ 
richter verweigert, die Schiedsrichter, auch, im Falle der Weigerung oder im 
Mangel der Einigung der Parteien, den Obmann zu ernennen. 


$. 23. 


Die Koften des Verfahrens über bie Ablöfung ber Reallaſten nach dem 
gegenwärtigen Geſetze, einſchließlich derjenigen für eine bei eler Gelegenheit 
zu Stande kommende Zuſammenlegung der Grundſtuͤcke, werden vom Staate 
übernommen, : 


Nur die Prozeßkoſten haben die Parteien zu tragen. In Betreff der⸗ 
Fahrgang 1860. (Nr. 5232.) 33 ſelben 


„„ 


ſelben beſtimmen ſich die Beitragspflicht und die Sum ebenfalls nach 
den barüber in dem oſtrheiniſchen Theile des Regierungsbezirks Coblenz gelten- 
den Vorſchriften. BE 


$. 24. 


Alle bisherigen Anordnungen über Gegenftände, woruͤber das gegenwaͤr⸗ 
tige Geſetz Beſtimmungen enthält, werden, inſoweit fie mit demfelben unverein⸗ 
bar ſind, außer Kraft geſetzt. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Baden-Baden, den 28. Mai 1860. 
(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


v. Auerswald. v. d. Heydt. Simons. v. Schleinitz. v. Patow. 
Gr. v. Puͤckler. v. e Gr. v. Schwerin. 
v. Roon. 
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Tilgung eines mit 4 Prozent verzin- 
lichen Kapitals von 100 Gulden durch 
eine jährliche Rente von 42 Prozent. 
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Schema zum Kentenbrief. 


(Königliches Wappen.) 
litt. A. MW... 
500 Gulden. 


Fuͤnfhundert Gulden Kurant ſuͤddeutſcher Währung werden bem Inha⸗ 
ber dieſes Rentenbriefes von der auf Grund des Geſetzes vom ten.. 
8 unter Garantie des Staats errichteten Rentenbank fuͤr die Hohenzollern- 
ſchen Lande nach erfolgter Auslooſung in Gemaͤßheit des gedachten Geſetzes 
baar ausgezahlt und bis dahin jaͤhrlich mit vier Prozent in halbjaͤhrigen Ter⸗ 
minen am 1. April und 1. Oktober verzinſt. 

Der Rentenbank iſt die Valuta in Renten en worden. 

Sigmaringen, den en. 18. 


Königlich Preußiſche Regierung. 


Schema zum Kupon. 


Eingetragen 2c. 


III. (VII. VI. ꝛc.) Zinskupon des Neutenbriefes 


Litt. ..... 8 
els Gulden (..... Kreuzer) 
buchſtaͤblich ze. halbjaͤhrige Zinſen des Rentenbriefes Littr. ...... JP ...... 


werden dem Inhaber dieſes am 1. April 18. (1. Oktober 18. .) von der 
Kaſſe der Rentenbank fuͤr die Hohenzollernſchen Lande baar SE 
Sigmaringen, den ken 


Königlich Preußiſche Beete 


Dieſer Zins⸗ Kupon wird ungültig, 
wenn derſelbe nicht bis zum 31. De⸗ 
zember 18.. bei ber Kaffe der Nenz 
tenbank zur Erhebung des Geldbe⸗ 
trages eingereicht worden iſt. 


— —ꝛ— ꝗà¹ä ñ—..— — — 


Redigirt im Büreau des Staats-Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


